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Einschluss oder Zugriff
Tiefenlagerung ohne oder mit Vorkehrungen zur Rückholbarkeit 

inschluss oder Zugriff?“ – diese Fragestellung verweist poin-
tiert auf unterschiedliche Ansätze zum Umgang mit hoch

radioaktiven Abfällen, die auch bei der Konzeption tiefer („geolo -
gischer“) Lager von Bedeutung sind. Im Folgenden werden diese
Ansätze kurz vorgestellt und Argumente für eine – im Rahmen
der vielschichtigen Problematik radioaktiver Abfälle notwendige
– Abwägung zwischen den Optionen skizziert. 

Zielkonflikt

In einem Tiefenlager (oft: Endlager) sollen verschiedene geolo-
gische, geotechnische und technische Barrieren, deren Wirkung

sich auf günstige und über extrem lange Zeiträume stabile Eigen -
schaften geologischer Formationen stützt, die hoch radioaktiven
Reststoffe möglichst ohne weiteres menschliches Zutun nachsor-
gefrei (wartungsfrei) sicher und dauerhaft einschließen (passive
Sicherheit) und von den Schutzgütern (wie Mensch, Wasser, Um-
welt) fernhalten. Zentral ist die weitestgehende Rückhaltung oder
der Einschluss der Abfälle im Nahbereich des Endlagerbergwerks.
Mit zunehmender Konkretisierung verschiedener Lagerkonzep-
te in kristallinem Hartgestein, Salz- oder Ton(stein)formationen
wurden die Bedeutung dieser Sicherheitsfunktion Einschluss und
die jeweiligen diesbezüglichen Anforderungen an einzelne Sys-
temkomponenten (Barrieren) präzisiert (NEA 2014). Nachfolgend
soll unter der Option Einschluss verstanden werden, dass der End-
zustand des verschlossenen Endlagers „baldmöglichst“ nach En -
de der Abfalleinlagerung1 ohne intendierte Verzögerungen um-
gesetzt wird.

Die Sicherheitsanforderungen (BMU2010, S.9) sehen vor, dass
ein Einschluss durch geologische und geotechnische Barrieren in
einem „einschlusswirksamen Gebirgsbereich“ in einer Weise er-
folgt, dass „allenfalls geringfügige Stoffmengen diesen Gebirgs-
bereich verlassen können“. Andere Endlagerkonzepte (Schweden,
Finnland) setzen zum Erreichen des Einschlusses auf äußerst lang-
lebige technische Barrierensysteme (Behälter und umgebendes
Puffermaterial). Der Einschluss ist für den ausgewählten Standort
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Sollte die Lagerung radioaktiver Abfälle in tiefen geologischen Formationen rückholbar gestaltet werden? 
Im Artikel werden Optionen zur Gestaltung einer Einlagerung beschrieben, Argumente für und gegen eine 
Rückholbarkeit wiedergegeben und Zielkonflikte dargelegt. Eine Entscheidung zur Rückholbarkeit kann aus 

technischen Gründen nicht beliebig verzögert werden.
Schwierigkeiten auf dem Weg zu einer solchen Entscheidung 
sind jedoch abzusehen – umso wichtiger ist eine 
frühzeitige prozedurale Ausgestaltung des 
hierfür notwendigen Diskurses.
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1 In Deutschland sieht das Standortauswahlgesetz die Festlegung eines 
End lagerstandorts für das Jahr 2031 vor. Danach würden gegebenenfalls
weitere Erkundungen, ein Genehmigungsverfahren nach §9b (1a) des 
Atomgesetzes, gegebenenfalls Klagen, die bergtechnische Erschließung des
Standorts und die Einlagerung weitere Jahrzehnte in Anspruch nehmen,
bevor das End lager verschlossen werden kann.
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und Schächte offenzuhalten; zudem sind für eine Rückholung
auch die erforderlichen Infrastrukturen zur Lagerung der Abfäl -
le über Tage vorzuhalten. Der Zugriff bedarf grundsätzlich der Be -
obachtung der Zustandsänderungen des Wirtsgesteins sowie der
geotechnischen und auch der technischen Barrierenkomponen-
ten (Monitoring). Ebenso müssen die notwendigen Kompetenzen
in Langzeitinstitutionen über längere Zeiträume als bei (baldmög-
lichstem) Einschluss erhalten bleiben und Governance-Prozedu -
ren geregelt werden. Nehmen die Zustandsänderungen einen Ver-
lauf, der die Integrität der Barrieren und damit die Langzeitsicher -
heit der Entsorgungsanlage infrage stellt, ist durch diese Institu -
ti o nen gegebenenfalls die Entscheidung „Rückholung oder Ver-
schluss“ zu treffen. Die Dauer der Gewährleistung der Option des

Zugriffs ist aufgrund der offenzuhaltenden Teile des Bergwerks
und der dadurch bedingten Degradationen der Barrieren gebirgs -
mechanisch begrenzt und wirtsgesteinsabhängig. 

Die Option des Zugriffs oder einer Rückholung der Abfälle hat
weitreichende Konsequenzen: Das System- und Prozessverhalten
des Lagers einschließlich des Inventars ist kontrollierbar, Fehler -
korrekturen der zugrundeliegenden Ingenieurmodellvorstellun -
gen und der geologischen Modelle sind möglich, gleichzeitig wird
aber das Risiko erhöht, weil eine Verringerung der Barriereninte -
grität stattfindet, zum Beispiel aufgrund der zusätzlich etwa für
ein Monitoring erforderlichen Hohlräume und der längeren Dau-
er der Offenhaltung. 

Insgesamt wird das Konzept der passiven Sicherheit zumindest
zeitweise relativiert: Mit steigenden Möglichkeiten des Zugriffs
steigt auch die Bedeutung aktiven menschlichen Handelns. Es
wird möglich, das Lager langfristig zu überwachen und so das Ver-
trauen in die vorgesehene Lösung zu erhöhen sowie korrigierend
einzugreifen.Dies geht mit der Anforderung einher, für Überwa -
chung, Betrieb und die Sicherung des Lagers sowie die für eine
Rückholung notwendigen personellen, materiellen, institutionel -
len und finanziellen Ressourcen vorzuhalten. Des Weiteren wer-
den im Vergleich zum Einschluss Szenarien ungewollter gesell-
schaftli cher Entwicklungen (zum Beispiel Kriege oder mangeln-
de ökonomische Ressourcen), die etwa dazu führen können, dass
die Anlage in den nächsten Jahrzehnten sich selbst überlassen
und nicht wie vorgesehen verschlossen wird, für die Betrachtung
bedeutsamer.

des Endlagerbergwerks für einen festgelegten Zeitraum (Deutsch-
land: eine Million Jahre) in einer Sicherheitsdokumentation (Safe -
ty Case)2 auf rechnerischer und argumentativer Grundlage wis-
senschaftlich plausibel und nachvollziehbar zu belegen. Damit
soll der Schutz von Mensch und Umwelt nach heutigem bestem
Wissen und Gewissen nachsorgefrei und dauerhaft gewährleis-
tet werden. Der technische Eingriff in das schützende Gebirge
ist bei diesem Vorgehen so gering wie möglich zu halten. 

Ausgangspunkt des Ansatzes Einschluss ist die Bewertung wei-
ter Teile der wissenschaftlichen Community, dass ein solcher si -
cherer Zustand technisch erreicht werden kann. Dem standen und
stehen jedoch, etwa in der interessierten Öffentlichkeit, massive
Zweifel entgegen, sei es an der Qualität des System- und Prozess -

verständnisses, das den Sicherheitsbewertungen zugrunde liegt,
und damit an der Verlässlichkeit der passiven Sicherheit, sei es ins-
gesamt an der Möglichkeit einer „Entsorgung“, die darauf abzielt,
die Verantwortung für die radioaktiven Reststoffe abzulegen. Im
Extremfall führten solche Zweifel zum Vorschlag einer diametral
entgegengesetzten Strategie: Die Abfälle sollten nicht entsorgt,
sondern auf unbestimmte Zeit „gehütet“ werden (Buser 1998).
Als möglicher Kompromiss wurde das Konzept einer langfristig
überwachten und rückholbaren/reversiblen Einlagerung in tiefe
geologische Formationen vorgeschlagen: Die Möglichkeit eines
Zugriffs auf die eingelagerten Stoffe sollte – für einen gewissen
Zeitraum – erhalten bleiben. In Deutschland erhielten die Argu -
mente für diese Option insbesondere nach den Vorgängen in der
Schachtanlage Asse II in der gesellschaftlichen Debatte ein beson-
deres Gewicht, auch wenn hinsichtlich des Abfallinventars, des
technischen Konzepts und des Verfahrens der Genehmigung und
Implementierung deutliche Unterschiede zur Endlagerung hoch
radioaktiver Abfälle bestehen.

Ein direkter Zugriff auf die Abfälle wäre am einfachsten zu rea -
lisieren, wenn die Behälter lediglich in Einlagerungsstrecken ab -
gestellt würden. Gründe wie die Gewährleistung des Strahlenschut-
zes, die Notwendigkeit des Erhalts der Integrität der Barrieren,
aber auch die Notwendigkeit der Verhinderung eines unbefugten
Eindringens in das Tiefenlager und die Vorsorge gegen unplan-
mäßige Ereignisse lassen es allerdings geraten erscheinen, die
Einlagerungsstrecken zu versetzen und mit Verschlussbauwer-
ken gegenüber der Restgrube derart zu separieren, dass die Be-
hälter im Fall des Zugriffs geordnet entnommen werden können.
Damit wird im Nahbereich der Einlagerungsstrecken auch schon
frühzeitig ähnlich der Einschlussoption eine passive Sicherheit
erreicht. Allerdings wären zur Gewährleistung eines möglichst
kurzfristigen Zugriffs die Zugangsstrecken, Infrastrukturbereiche

>

2 Zum Safety Case und der Diskussion in der Öffentlichkeit siehe Röhlig und
Eckhardt (2017, in diesem Heft).

Die Frage „Einschluss oder Zugriff?“ muss frühzeitig im Prozess angesprochen werden. 
Viele der aufgeworfenen Fragen können wir nur stellvertretend für zukünftige 
Generationen beantworten – aber wir müssen es tun.
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Abwägung

Angesichts der Tatsache, dass sich Endlagerplanung (mit Stand-
ortauswahl und Genehmigung), Betrieb (Einlagerung) und Ver-
schluss über Jahrzehnte erstrecken werden, ergibt sich eine Re-
lativierung des Gegensatzes „Einschluss oder Zugriff“: Zunächst
bleibt für die Jahrzehnte bis zum Zeitpunkt der Einlagerung des
ersten Behälters die Möglichkeit des Zugriffs erhalten. Danach be-
ginnt ein fließender Übergang vom Zustand der Möglichkeit ei -
nes relativ leichten Zugriffs zu dem des Einschlusses (retrievability
scale, siehe NEA 2011): Mit fortschreitender Zeit steigen Aufwand
und Kosten für eine etwaige Rückholung, die passive Sicherheit
nimmt zu. In der praktischen Umsetzung zeigt sich, dass für ver-
schiedene Teile des Lagers zum jeweils betrachteten Zeitpunkt
unterschiedliche Zustände hinsichtlich der Frage Einschluss be-
ziehungsweise Zugriff erreicht werden.3 Zentral ist die Frage, ob
dieser Übergang eher beschleunigt oder verzögert werden sollte.
Möglich wäre beispielsweise die Implementierung einer Beobach -
tungspha se zwischen dem Ende der Einlagerung und dem Ver-
schluss (indirect oversight, ICRP 2013). 

Die Zielsetzung der Kommission Lagerung hoch radioaktiver
Abfallstoffe (Endlager-Kommission) ist eine Endlagerung mit Re-
versibilität an einem Standort, der die bestmögliche (passive) Si-
cherheit ermöglicht. Dem Ansatz der ICRP folgend, hat die Kom-
mission in ihrem Abschlussbericht 2016 vorgeschlagen, für ei nen
gewissen nicht näher spezifizierten Zeitraum auch nach der Ein-
lagerung Zugriffsmöglichkeiten und eine Rückholbarkeit aus dem
nur teilweise verfüllten beziehungsweise verschlossenen Lager
durch entsprechende technische Vorkehrungen zu gewährleisten
(BT-Drs. 18/9100). 

Im Vergleich zur Option (baldmöglichster) Einschluss wird hier
also zugunsten der Option Zugriff der Verschluss des Lagers be-
wusst verzögert. Im Lager ablaufende zeitabhängige physikalische
und chemische Prozesse (etwa die Austrocknung und Versaue -
rung von Tongestein) können die Bergwerkssicherheit vor dem
Verschluss oder die spätere (Langzeit-)Sicherheit des dann ver-
schlossenen Lagers aber negativ beeinträchtigen. Auch sind eini -
ge Prozesse (zum Beispiel die Aufsättigung von Bentonit oder die
Konvergenz von Hohlräumen) auf ein möglichst baldiges Errei-
chen des Einschlusses gerichtet und stehen damit einem Zugriff
entgegen. Es gilt also, einen Ausgleich zwischen zum Teil kon-
kurrierenden Ansprüchen zu finden und zu ermitteln, über wel-
chen Zeitraum die Verzögerung des Verschlusses sicher möglich
ist. Zu beachten ist, dass die relevanten Zeiträume des Betriebs
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und der Beobachtung im Bereich von Jahrzehnten (oder wenigen
Jahrhunderten) liegen werden, wogegen sich der passiv sichere
Zustand des Systems über mehrere hunderttausend Jahre erstre -
cken soll. 

Letztlich lassen sich die Argumente zum Thema „Einschluss
oder Zugriff“ in die Kategorien Sicherheit und Gerechtigkeit ein-
ordnen (eine systematische Zusammenstellung von Motiven
und Begründungen findet sich in ESK 2011).

Zum Aspekt Sicherheit ergibt sich die Frage nach dem Vertrau -
en in das Konzept der passiven Sicherheit durch geologische, geo-
technische und technische Barrieren einerseits beziehungsweise
andererseits nach dem Wunsch, dieses Konzept mit Blick auf die
Möglichkeit unvorhergesehener Entwicklungen durch aktive Maß-
nahmen der Überwachung und der Ermöglichung einer Fehler -
korrektur durch aktive Eingriffe (Ertüchtigung, Reparatur, Rück-
holung) zu ergänzen. Dies darf aber nicht zu einer sicherheits-
technisch unzulässigen Schwächung des Barrierensystems füh-
ren. Auch bewusst verzögernde Elemente im Prozess der Endla -
gerung (BT-Drs.18/9100) können unter dem Gesichtspunkt der
Sicherheit begründet werden – eine Bestätigung dem Sicherheits-
nachweis zugrundeliegender Annahmen oder aber eine Fehler-
korrektur wird über längere Zeiten möglich, aber gleichzeitig er-
höht sich die Ungewissheit hinsichtlich gesellschaftlicher
Entwicklungen.

Unter dem Aspekt der Gerechtigkeit wird die Freiheit künfti-
ger Generationen als erstrebenswertes Ziel gesehen, doch auch
hier können Zielkonflikte bestehen: Geht es um eine Freiheit, die
vor allem Entlastung von Zumutung (Verantwortung) bedeutet
oder um die Freiheit, jeweils selbst über den Umgang mit den
Abfällen zu entscheiden? So möchte die Endlager-Kommission
einerseits Lasten und Verpflichtungen für zukünftige Generatio -
nen möglichst gering halten, empfiehlt andererseits aber zugleich
eine Endlagerung mit Reversibilität, die eben künftige Genera-
tionen zum Umgang mit den Abfällen nötigt (BT-Drs.18/9100).
Gerade um bei der Beantwortung dieser Fragestellungen eine dis-
kursive und wissenschaftliche Verengung der Optionen und Va-
rianten zu vermeiden, muss eine disziplinär, interdisziplinär und
transdisziplinär angelegte Wissenschaftslandschaft, insbesonde -
re auch unter Einbindung der Ethik, möglichst umfassende In-
formationen und Argumente zur Verfügung stellen, damit Ge-
sellschaft und Politik im Diskurs durch eine „Identifizierung der
besten Argumente für die Entsorgung“ (Grunwald 2016, S.117)
zu einer Entscheidung kommen können. 

Der von der Endlager-Kommission vorgezeichnete Prozess bie-
tet die Möglichkeit, die notwendige Diskussion zu den Fragen von
Sicherheit und Gerechtigkeit zu führen. Aus den Protokollen des
neu geschaffenen Nationalen Begleitgremiums ist zu erkennen,
dass die Frage der Rückholbarkeit in dessen Arbeit eine wichtige
Rolle spielen wird4 – eine Konkretisierung des prozeduralen Rah-
mens für den Diskurs ist jedoch noch zu leisten. Schwierigkei-
ten auf dem Weg zu einer Entscheidung sind abzusehen – so war
die Frage der Rückholbarkeit beispielsweise die einzige zentra-
le Frage, zu der in einem im Verbundprojekt ENTRIA durchge-
führten Bürgerforum keine Einigung erzielt werden konnte.5

3 So wird in der französischen Endlagerplanung von verschiedenen Zuständen 
ausgegangen: 1. beladene Einlagerungshohlräume, die zunächst nicht durch 
Verschlussbauwerke, sondern durch leicht zu öffnende Strahlenschutz -
barrieren verschlossen sind, 2. durch Verschlussbauwerke verschlossenen
Hohlräume, 3. verfüllter und verschlossener Endlager-Modul (bestehend
aus einigen Dutzend Hohlräumen und zugehörigen Zugangsstrecken), 
4. verfüllte und verschlossene Endlager-Zone (bestehend aus etwa zehn
Modulen), 5. verschlossenes Endlager. Verschiedene Zonen beziehungs-
weise Module können sich zu unterschiedlichen Zeiten in unterschiedlichen
Zuständen befinden (ANDRA 2005).

114_117_Roehlig  31.05.17  17:29  Seite 116



SCHWERPUNKT: JAHRHUNDERTPROJEKT ENDLAGERUNG

GAIA 26/2(2017): 114–117

117Klaus-Jürgen Röhlig et al.

„Einschluss oder Zugriff?“ ist eine Frage, die im Prozess früh-
zeitig adressiert werden muss. Zu beachten ist, dass bestimmte
diesbezügliche Entscheidungen Auswirkungen auf das Lagerkon-
zept haben, da möglicherweise Implikationen im Hinblick auf die
Standortauswahl (zum Beispiel Platzbedarf) bestehen. Auch eine
Einlagerung mit Möglichkeiten zum Zugriff erfolgt mit dem Ziel,
letztlich einen Einschluss zu erreichen, eröffnet aber zwischen-
zeitlich Handlungsalternativen. Der Einschluss erfolgt vergleichs-
weise spät und möglicherweise auch mit Abstrichen hinsichtlich
der Barrierenqualität oder bei erhöhtem betrieblichen Risiko. Die-
se Risiken müssen mit der Möglichkeit einer Überwachung und
gegebenenfalls einer Fehlerkorrektur abgewogen werden, die ak -
tuelles gesellschaftliches Vertrauen in die Lösungen schaffen kann.
Viele der aufgeworfenen Fragen in diesem Themenkomplex kön-
nen wir nur stellvertretend für zukünftige Generationen beant-
worten – aber wir müssen es tun.
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